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Geſetzblatt 


Tag Inhalt: Seite 
29. 7. 1939 Verordnung über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 29. 7. 19hůyvyͤh) n 395 
165 Verordnung 


über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften. 
Vom 29. Juli 1939. 


Um in geeigneten Fällen die Abkehr von anonymen Kapitalformen zur Eigen verantwortung des 
Unternehmers zu erleichtern, wird auf Grund des $ 1 Ziffern 26, 30 und des § 2 des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur 
Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: 


8 1 

(J) Eine Aktiengeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung kann nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften in eine offene Handelsgeſellſchaft, 
in eine Kommanditgeſellſchaft, in eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts oder in der Weiſe umge⸗ 
wandelt werden, daß ihr Vermögen unter Ausſchluß der Liquidation auf den alleinigen Geſell⸗ 
ſchafter oder einen Geſellſchafter (Sauptgeſellſchafter) übertragen wird. 

(2) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden keine Anwendung auf die Umwandlung von 
Geſellſchaften, die nach dem 1. Juli 1939 entſtanden ſind oder deren Geſellſchaftsvertrag nach dieſem 
Zeitpunkt gerichtlich oder notariell beurkundet worden iſt. 

(3) Die Umwandlung kann nur bis zum 31. Dezember 1940 beſchloſſen werden. 


Umwandlung von Alktiengeſellſchaften 
1. Umwandlung durch Übertragung des Vermögens auf eine 
beſtehende offene Handelsgeſellſchaft 
82 
Die Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft kann die Übertragung des Vermögens auf 
eine offene Handelsgeſellſchaft beſchließen, wenn ſich alle Aktien in der Hand der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft befinden (Umwandlung); eines beſonderen Veräußerungsvertrages bedarf es nicht. 


8 3 

(1) Der Vorſtand der Aktiengeſellſchaft hat die Umwandlung zur Eintragung in das Handels- 
regiſter anzumelden. Der Anmeldung ſind eine Ausfertigung des Protokolls und die der Umwandlung 
zugrunde gelegte Bilanz beizufügen. 

(2) Das Regiſtergericht ſoll die Umwandlung in der Regel nur eintragen, wenn die der Um- 
wandlung zugrunde gelegte Bilanz für einen Stichtag aufgeſtellt iſt, der höchſtens vier Monate vor 
dem Tage der Eintragung liegt. 

8 4 

Mit der Eintragung geht das Vermögen der Aktiengeſellſchaft einſchließlich der Schulden auf die 
offene Handelsgeſellſchaft über. Die Aktiengeſellſchaft iſt damit aufgelöſt. Einer beſonderen Eintra⸗ 
gung der Auflöſung bedarf es nicht. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 8. 1939.) 
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85 

(1) Mit der Auflöfung der Aktiengeſellſchaft erliſcht die Firma. 

(2) Führt die offene Handelsgeſellſchaft das von der Aktiengeſellſchaft betriebene Handelsgeſchäft 
weiter, ſo kann ſie ihrer Firma einen das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatz beifügen. Die Vor⸗ 
ſchriften des S 22 des Handelsgeſetzbuchs finden keine Anwendung. 

86 

(1) Den Gläubigern der Aktiengeſellſchaft, die ſich binnen ſechs Monaten nach der Bekanntmachung 
der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes in das Handelsregiſter zu dieſem Zwecke melden, iſt Sicher⸗ 
heit zu leiſten, ſoweit ſie nicht Befriedigung verlangen können. Die Gläubiger find in der Bekannt- 
machung der Eintragung auf dieſes Recht hinzuweiſen. 

(2) Der Senat kann von der Verpflichtung, den Gläubigern Sicherheit zu leiſten, Befreiung ge⸗ 
währen, wenn die Sicherheitsleiſtung die offene Handelsgeſellſchaft unbillig belaſtet und eine Gefähr⸗ 


87 

(1) Die geſchäftsführenden Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft haben das Vermögen der 
Aktiengeſellſchaft getrennt zu verwalten. 

(2) Die beiden Vermögen dürfen erſt vereinigt werden, wenn ſechs Monate nach der Bekannt⸗ 
machung der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes verſtrichen ſind, und nur unter Beachtung der 
nach 8 6 für die Befriedigung und Sicherſtellung der Gläubiger geltenden Vorſchriften. 

(3) Der bisherige Gerichtsſtand der Aktiengeſellſchaft bleibt bis dahin beſtehen. 

(4) Bis zu demſelben Zeitpunkt gilt im Verhältnis der Gläubiger der Aktiengeſellſchaft zu der 
offenen Handelsgeſellſchaft und deren übrigen Gläubigern ſowie zu den Privatgläubigern der Geſell⸗ 
ſchafter das übernommene Vermögen noch als Vermögen der Aktiengeſellſchaft. Zahlungen aus dem 
übernommenen Vermögen an die Geſellſchafter oder Entnahmen, die zu Laſten des Kapitalanteils oder 
des Reingewinnes erfolgen oder eine Verteilung des Geſellſchaftsvermögens enthalten, ſind bis zu 
dieſem Zeitpunkt unzuläſſig. 


2. Umwandlung durch Übertragung des Vermögens auf den 
alleinigen Geſellſchafter 
8 8 

(1) Wird das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft, deren Aktien ſich in einer Hand befinden, auf 
den alleinigen Geſellſchafter übertragen, ſo finden die Vorſchriften der §8 2 bis 7 mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß an die Stelle der offenen Handelsgeſellſchaft und der geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafter der übernehmende Geſellſchafter tritt. 

(2) Entnahmen aus dem übernommenen Vermögen ſind unzuläſſig, ſolange die beiden Vermögen 
nicht vereinigt werden dürfen. 


3. Umwandlung unter gleichzeitiger Errichtung einer offenen 
Handelsgeſellſchaft 
89 
Die Generalverfammlung einer Aktiengeſellſchaft kann die Errichtung einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, an der alle Aktionäre als Geſellſchafter beteiligt ſind, und zugleich die Übertragung des Ver⸗ 
mögens der Aktiengeſellſchaft auf die offene Handelsgeſellſchaft beſchließen (Umwandlung). Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 2 bis 7 finden Anwendung; außerdem gelten die folgenden beſonderen Vorſchriften. 


8 10 

(1) Dem Umwandlungsbeſchluß müſſen alle an weſenden Aktionäre zuſtimmen. Er bedarf zu ſeiner 
Wirkſamkeit auch der Zuſtimmung der nicht erſchienenen Aktionäre, die gerichtlich oder notariell beur⸗ 
kundet werden muß. 

(2) In dem Beſchluß ſind die Firma und der Ort, wo die offene Handelsgeſellſchaft ihren Sitz 
hat, feſtzuſetzen und die weiteren zur Durchführung der Umwandlung und der Errichtung der Geſell⸗ 
ſchaft erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

(3) Die Firma muß den Vorſchriften für die Firmen der offenen Handelsgeſellſchaft entſprechen. 
Die Vorſchriften des § 5 Abſ. 2 bleiben unberührt. 
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8 11 
(1) Der Anmeldung des Umwandlungsbeſchluſſes iſt ferner eine Ausfertigung der Zuſtimmungs⸗ 
erklärung der nicht erſchienenen Aktionäre ſowie eine von den Anmeldenden unterſchriebene Liſte bei⸗ 
zufügen, aus der die Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft mit Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort erſichtlich ſind. 
(2) Die offene Handelsgeſellſchaft entſteht mit der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes; fie 
iſt von Amts wegen in das Handelsregiſter einzutragen. 
(3) Die Geſellſchafter, welche die offene Handelsgeſellſchaft vertreten ſollen, haben die Firma 
nebſt ihrer Unterſchrift zur Aufbewahrung bei dem Gericht zu zeichnen. 


4. Umwandlung in eine Kommanditgeſellſchaft 
8 12 
Auf die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in eine Kommanditgeſellſchaft finden die Vorſchriften 
der 88 2 bis 7 und 9 bis 11 entſprechende Anwendung. Beſchließt die Generalverſammlung die Er⸗ 
richtung einer Kommanditgeſellſchaft, jo muß der Umwandlungsbeſchluß außer den im § 10 vorge⸗ 
ſehenen Angaben die Bezeichnung der Kommandiſten und den Betrag der Einlage eines jeden von ihnen 
enthalten. 


5. Umwandlung unter gleichzeitiger Errichtung einer Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts 
8 13 
(1) Genügt der Gegenſtand des Unternehmens einer Aktiengeſellſchaft nicht den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften für die Errichtung einer offenen Handelsgeſellſchaft (88 105 und 4 des Handelsgeſetzbuchs), 
jo kann die Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft die Errichtung einer Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts und zugleich die Übertragung des Vermögens der Aktiengeſellſchaft auf die Geſellſchafter 
(Geſellſchaftsvermögen; $ 718 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) beſchließen. 
(2) Die für die Umwandlung unter gleichzeitiger Errichtung einer offenen Handelsgeſellſchaft gel⸗ 
tenden Vorſchriften finden entſprechende Anwendung. 


Umwandlung von Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
8 14 
Auf die Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien finden die Vorſchriften der 88 2 
bis 12 entſprechende Anwendung. Der Beſchluß der Generalverſammlung bedarf auch der Zuſtim⸗ 
mung der perſönlich haftenden Geſellſchafter, die gerichtlich oder notariell beurkundet werden muß. 


Umwandlung von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
8 15 
Auf die Umwandlung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung finden die Vorſchriften der 88 2 
bis 12 entſprechende Anwendung. Die Umwandlung kann nur in einer Geſellſchafterverſammlung und 
nur mit Zuſtimmung aller Geſellſchafter beſchloſſen werden. Der Beſchluß ſowie die Zuſtimmung der 
nicht erſchienenen Geſellſchafter muß gerichtlich oder notariell beurkundet werden. 


Umwandlung durch Mehrheits beſchluß 
$ 16 

(1) Die Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft kann die Errichtung einer offenen Handels- 
geſellſchaft, an der nur die zuſtimmenden Aktionäre als Geſellſchafter beteiligt ſind, und zugleich die 
Übertragung des Vermögens der Aktiengeſellſchaft auf die offene Handelsgeſellſchaft beſchließen (Um⸗ 
wandlung durch Mehrheitsbeſchluß). 

(2) Die Vorſchriften über die Umwandlung unter gleichzeitiger Errichtung einer offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft, an der alle Aktionäre als Geſellſchafter beteiligt ſind, finden entſprechende Anwen⸗ 
dung, ſoweit ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften etwas anderes ergibt. 


8 17 


(1) Der Beſchluß bedarf einer Mehrheit, die mindeſtens drei Viertel des bei der Beſchluß⸗ 
faſſung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Er kann nur gefaßt werden, wenn der Gegenſtand ordnungs⸗ 
mäßig mindeſtens zwei Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung angekündigt worden iſt. 
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(2) Umfaßt die Mehrheit nicht zugleich neun Zehntel des geſamten Grundkapitals, fo bedarf 
der Beſchluß zu ſeiner Wirkſamkeit der Zuſtimmung nicht erſchienener Aktionäre bis zur Erreichung 
dieſer Mehrheit; die Zuſtimmung muß gerichtlich oder notariell beurkundet werden. 


$ 18 
(J) Die an der offenen Handelsgeſellſchaft nicht beteiligten Aktionäre haben Anſpruch auf ange⸗ 
meſſene Abfindung unter Berückſichtigung des Wertes ihrer Aktien. f 
(2) Der Anſpruch verjährt in fünf Jahren ſeit der Bekanntmachung der Eintragung des Um: 
wandlungsbeſchluſſes. 
$ 19 
Auf die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft unter gleichzeitiger Errichtung einer Kommandit— 
geſellſchaft oder einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts ſowie auf die Umwandlung einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung unter gleichzeitiger Errichtung einer 
Perſonengeſellſchaft finden die S$ 16 bis 18 entſprechende Anwendung. 


$ 20 

(1) Auf die Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft durch Übertragung des Vermögens auf einen 
Geſellſchafter (Sauptgeſellſchafter) oder auf eine beſtehende offene Handelsgeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft finden die SS 16 bis 18 entſprechende Anwendung. 

(2) Die Umwandlung iſt jedoch ſchon dann zuläſſig, wenn ſich in der Hand des Geſellſchafters 
oder der beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft mehr als drei Viertel des 
Grundkapitals befinden und ohne Rückſicht darauf, ob andere Geſellſchafter der Umwandlung wider- 
ſprechen oder zuſtimmen. 

(3) Dies gilt ſinngemäß für die Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung durch Übertragung des Vermögens auf einen Geſellſchafter oder auf 
eine beſtehende offene Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft. 


§ 21 
Wird eine Aktiengeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien durch Mehrheitsbeſchluß umge⸗ 
wandelt, ſo kann die den ausſcheidenden Aktionären nach SS 18 bis 20 zu gewährende Abfindung nach 
den folgenden Vorſchriften in einem Spruchverfahren feſtgeſtellt werden. 


8 22 
(1) Spruchſtelle des erſten Rechtszuges iſt das Landgericht, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren 
Sitz hatte. Iſt bei dieſem Landgericht eine Kammer für Handelsſachen gebildet, ſo tritt ſie an die 
Stelle der Zivilkammer. 
(2) Spruchſtelle des zweiten Rechtszuges iſt das Obergericht. 


8 23 
Auf das Verfahren der Spruchſtelle findet das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit Anwendung, ſoweit die folgenden Vorſchriften nichts anderes beſtimmen. 


8 24 
(I) Der Antrag auf Feſtſtellung der Abfindung kann nur geſtellt werden, wenn der Umwand— 
lungsbeſchluß nach dem 30. September 1939 gefaßt worden iſt. 
(2) Der Antrag kann erſt nach Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes in das Handelsregiſter und 
nur bis zum Ablauf von ſechs Monaten nach dieſer Eintragung geſtellt werden. 
(8) Zur Antragſtellung berechtigt iſt nur die Perſonengeſellſchaft oder der Hauptgeſellſchafter, auf 
die das Vermögen der Kapitalgeſellſchaft übertragen worden iſt. 


8 25 
(1) Die Spruchſtelle hat den ausſcheidenden Aktionären zur Wahrung ihrer Rechte einen gemein⸗ 
ſamen Vertreter zu beſtelle „der die Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat. Die Beſtellung kann 
unterbleiben, wenn die Wahrung der Rechte der ausſcheidenden Aktionäre auf andere Weiſe ſicherge⸗ 
ſtellt iſt. 


(2) Der Vertreter kann von dem Antragſteller eine Vergütung für ſeine Tätigkeit und Erſatz der 
notwendigen Auslagen in angemeſſenen Grenzen verlangen. Vergütung und Auslagen ſetzt die Sprud)- 
ſtelle feſt. Sie kann dem Antragſteller auf Verlangen des Vertreters die Zahlung von Vorſchüſſen 
aufgeben. Aus der rechtskräftigen Feſtſetzung findet die Zwangsvollſtreckung nach der Zivilprozeß⸗ 
ordnung ſtatt. 

8 26 

Die Spruchſtelle hat den Antrag und die Beſtellung des gemeinſamen Vertreters einmal im Staats- 
anzeiger bekanntzumachen. Sie kann ſie auch in anderen öffentlichen Blättern bekanntmachen und die 
ausſcheidenden Aktionäre noch in anderer Weiſe benachrichtigen. 

27 

(1) Die Entſcheidung der Spruchſtelle wirkt, wenn fie nichts anderes beſtimmt, für und gegen alle 
ausſcheidenden Aktionäre. Rechtskräftige Urteile ſowie Vergleiche und andere Vereinbarungen bleiben 
unberührt. 

(2) Die Entſcheidung bindet die Gerichte und die Verwaltungsbehörden. 

8 28 


Die Entſcheidung iſt mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller ſowie dem gemeinſamen 
Vertreter zuzuſtellen. 

8 29 

(1) Gegen die Entſcheidung und die Verfügungen der Spruchſtelle des erſten Rechtszuges findet 
die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die Friſt für die Beſchwerde gegen die Beſtellung und die Auswahl des 
gemeinſamen Vertreters beginnt für alle Beteiligten mit Ablauf einer Woche nach der Bekanntmachung 
im Staatsanzeiger. $ 18 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit iſt auf dieſe Verfügungen nicht anzuwenden. 

(2) Die weitere Beſchwerde iſt ausgeſchloſſen. 

(3) Die Entſcheidung und die Verfügungen der Spruchſtelle werden erſt mit ihrer Rechtskraft 
wirkſam. 

8 30 

(1) Wird gegen die Perſonengeſellſchaft oder den Hauptgeſellſchafter, auf die das Vermögen 
einer Kapitalgeſellſchaft übertragen worden iſt, auf Zahlung der Abfindung für die ausſcheidenden 
Aktionäre Klage erhoben, ſo kann der Beklagte die Ausſetzung des Rechtsſtreits verlangen, wenn er die 
Spruchſtelle angerufen hat. $ 155 der Zivilprozeßordnung findet Anwendung. 

(2) Das Gericht kann die Koſten des Rechtsſtreits, wenn er ſich durch die Entſcheidung der Spruch⸗ 
ſtelle oder durch einen vor der Spruchſtelle geſchloſſenen Vergleich ganz oder teilweiſe erledigt, nach bil⸗ 
ligem Ermeſſen verteilen. 

Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften in Liquidation 
8 31 

(1) Iſt eine Aktiengeſellſchaft durch Zeitablauf oder durch Beſchluß der Generalverſammlung auf- 
gelöſt worden, ſo kann die Umwandlung beſchloſſen werden, ſolange noch nicht mit der Verteilung der 
nach der Berichtigung der Schulden verbleibenden Vermögens an die Geſellſchafter begonnen iſt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Aktiengeſellſchaft durch die Eröffnung des Konkurſes aufgelöſt, der 
Konkurs aber nach Abſchluß eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf Antrag des Gemeinſchuldners 
eingeſtellt worden iſt. 


(3) Befindet ſich eine Aktiengeſellſchaft aus anderen Gründen in Liquidation, ſo bedarf der Am⸗ 
wandlungsbeſchluß der Genehmigung des Senats. 


$ 32 


Auf die Umwandlung einer in Liquidation befindlichen Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung finden die Vorſchriften des 8 31 entſprechende Anwendung. 


Behandlung eigener Aktien und Geſchäftsanteile 
8 33 
Befinden ſich eigene Aktien oder Geſchäftsanteile in der Hand der Kapitalgeſellſchaft, ſo werden ſie 
bei der Feſtſtellung der Vorausſetzungen der Umwandlung den Aktionären oder Geſellſchaftern nach 
dem Verhältnis ihrer Beteiligung zugerechnet. 
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Beteilgung juriſtiſcher Perſonen 
8 34 
Die Vorſchriften über die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, Kommanditgeſellſchaft oder Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts ſind nicht anwendbar, wenn 
an den Geſellſchaften juriſtiſche Perſonen als Geſellſchafter beteiligt ſind. Der Senat oder die von ihm 
beſtimmte Stelle können Ausnahmen zulaſſen. 


8 35 
Die Vorſchriften über die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft durch Übertragung des Ver— 
mögens auf den alleinigen Geſellſchafter oder auf den Hauptgeſellſchafter ſind auch dann anwendbar, 
wenn alleiniger Geſellſchafter oder Hauptgeſellſchafter eine juriſtiſche Perſon iſt. 


Fir menrechtliche Vorſchriften 
$ 36 

(1) Führt die umzuwandelnde Kapitalgeſellſchaft den Namen einer natürlichen Perſon in ihrer 
Firma, ſo können die offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgeſellſchaft, der Alleingeſellſchafter oder 
der Hauptgeſellſchafter, ſofern ſie das von der Kapitalgeſellſchaft betriebene Handelsgeſchäft weiter⸗ 
führen, für das Geſchäft die bisherige Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis 
andeutenden Zuſatzes fortführen. 

(2) Mit Genehmigung des Senats oder der von ihm beſtimmten Stelle können ſie den Namen bei 
der Bildung ihrer neuen Firma verwenden und inſoweit von den Vorſchriften der SS 18 und 19 des 
Handelsgeſetzbuchs abweichen. 


Gebühren 
5 37 

Für die Eintragung der Umwandlung und für die Eintragung der übernehmenden Perſonenge⸗ 
ſellſchaft oder des übernehmenden Geſellſchafters in das Handelsregiſter werden keine Gebühren er⸗ 
hoben. 

8 38 

(1) Für das Verfahren vor der Spruchſtelle (88 22 ff.) wird in jedem Rechtszug eine Gebühr 
von 50 bis 10000 Gulden erhoben, deren Höhe die Spruchſtelle nach den geſamten im Einzelfall 
gegebenen Verhältniſſen feſtſetzt. 

(2) Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt der Antragſteller. Hat der Antragſteller im zweiten 
Rechtszug obgeſiegt, ſo kann die Spruchſtelle des zweiten Rechtszuges von der Erhebung einer Gebühr 
für das Beſchwerdeverfahren abſehen; fie kann die Gebühr einzelnen Aktionären auferlegen, wenn der 
gemeinſame Vertreter ohne Erfolg Beſchwerde eingelegt hat. 

(3) Gegen die Feſtſetzung der Gebühr im erſten Rechtszug ſteht dem Antragſteller und der Staats- 
kaſſe die ſofortige Beſchwerde zu, über die die Spruchſtelle des zweiten Rechtszuges endgültig und ge⸗ 
bührenfrei entſcheidet. Die Feſtſetzung der Gebühr im zweiten Rechtszug iſt unanfechtbar. 

(4) Für das Verfahren über Beſchwerden gegen die Verfügungen nach $ 25 werden von dem 
Beſchwerdeführer Gebühren nach $ 123 Abſ. 1 und 2 der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. 
S. 217) in der Faſſung der Verordnung vom 20. Januar 1938 (G. Bl. S. 39) erhoben. 

(5) Im übrigen gelten für die Koſten des Verfahrens die Vorſchriften der 88 3, 4, 6, § 13 Abf 1, 
$$ 14 bis 16, 28, 138 bis 141 der Koftenordnung. Über Erinnerungen gegen den Koſtenanſatz ent⸗ 
ſcheidet die Spruchſtelle, bei der die Koſten angeſetzt find, endgültig; die Feſtſetzung der Gebühr (Abſ. 1) 
kann mit der Erinnerung nicht angefochten werden. 


Strafvorſchriften 
N 939 N 
(1) Wer den Vorſchriften des $ 7 Abſ. 1, Abſ. 2, Abſ. 4 Satz 2, 8 8 Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe bis zu 100000, — G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
(2) Nach Abſ. 1 wird auch beſtraft, wer den dort bezeichneten Vorſchriften in Fällen zuwider⸗ 
handelt, in denen dieſe Vorſchriften und dieſe Verordnung für entſprechend anwendbar erklärt ſind. 


401 
8 40 
(1) Die Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1939 in Kraft. 


(2) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwal— 
tungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


Danzig, den 29. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
722/37 Greifer Huth Dr Wiers-Keiſer 


Herausgeber: Geläftsftele des Gefehblattes und Stantsanzeigers. — Drud von A. Shroin in Dango 
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